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I m N a m e n d e 5 V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter: ......... .....
„Q„;.°‚Ä.‚

1

gegen "

Beklagter und Revisionsbeklagter.

1

1

Der 8„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am;21° September 1971 durch
«

Senatspräsident
!

Dr° M a i s c h

_
—Vorsitzender—,

Bundesrichter ? P e t e r s e n,
Bundesrichter { Dr° S c h w a n k h a r t,
Bundessozialrichter Dr° D e i t e r und

n_Bundessozialrichterin J o h

, ‚ ‚ ]
sen

für Recht erkannt: —

,
ä

_ 'Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des

Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 9° Juni

1970 aufgehoben.

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen°
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Die Versorgungsverwaltung hatte bereits mit Bescheid vom

4° April 1936 den Antrag der Klägerin auf Hinterbliebe-
nenversorgung vom Februar 1936 mit der Begründung abge—

lehnt, daß der Tod ihres am 13„ Januar 1936 an beiderseié’-«

tiger Lungentuberkulose (Tbc) Verstorbenen Ehemannes nicht

die Folge einer Dienstbeschädigung sei° Im Mai 1962 be—

antragte die Klägerin einen Zugunstenbescheid nach @ 40

Ab 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VeerG), den}

die Verwaltung mit Bescheid vom 28. November 1963 und

U
)

Widerspruchsbescheid vom 18" März 1964 wiederum ablehnte,

weil die frühere Saehentscheidung nicht unrichtig gewesen

sei. Klage und Berufung (Urteile des Sozialgerichts -SG—

vom 15° Dezember 1967 und des Landess02ialgerichts —LSG-

vom 9° Juni 1970) blieben ohne Erfolg° Das LSG hat ausge—

führt, der ablehnende Bescheid vom 4„ April 1936 sei
rechtsverbindlich geworden (@ 85 Bundesversorgungsgesetz

—BVG—)°Die Versorgungsverwaltung habe die Erteilung

eines Zugunstenbescheides nach 5 40 Abs° l VeerG ohne

Ermessensfehler abgelehnt, weil nur Zweifel an der Rich-

tigkeit der angegriffenen Entscheidung bestünden, aber

die Wahrscheinlichkeit des Zusammenhangs des Todes mit

dem Wehrdienst nicht dargetan sei° Beim Ehemann der Klä—

gerin sei zur Zeit seines Todes kein Versorgungsleiden

anerkannt gewesen° Das Gericht sei dem Lungenfacharzt Dr°

H;xx:x::tr gefolgt, der die Tbc des Ehemannes nicht mit

Wahrscheinlichkeit auf den Wehrdienst zurückgeführt habe°

Die
zum Tode führende Tbc habe frühestens 1928 begonnen,

so daß für fast 8 Jahre Brückensymptome fehlten, Wenn von
dem vom Lungenfacharzt Dr.° Gr:xn festgestellten Lungen»

spitzenkatarrh im Jahre 1920 ausgegangen und darin eine

tuberkulöse Erkrankung erbliekt werde° Der erst im Jahre

1930 festgestellte Tbc—Befund habe jederzeit und überall

erworben werden können° Der Auffassung von Prof° Dr„ Gü■ä

zahr:und Prof„ Dr„ H ::;könne allenfalls gefolgt werden‚
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wenn es sich bei der während des Wehrdienstes durchgemachten

Fleuritis um eine tuberkulöse Erkrankung gehandelt hätte„

Das sei jedoch nicht der Fall„ Auch das für die Klägerin

günstige Gutachten des Facharztes Dr„ B, ‚vom 17.

Juni 1963 beruhe auf der unbewiesenen Annahme einer jeugp:
ten_ Rippenfellentzüdnung° Die Krankheitsnummcr 17, die im

Krankenblatt eingetragen worden sei‚ schließe eine The—Er—

krankung aus°

Mit der nicht zugelassenen Revision rügt die Klägerin Ver—

letzung der Sachaufklärungspflicht (@@loj,lo6 des Sozial—
gerichtsgesetzes -SGG-) und des Beweiswürdigungsreehts

(@ 128 SGCÖ° Die Urteilsgründe widersprächen sich, das Ur—
teil beruhe auf einer überraschenden Wendung in der rich—

terlichen Beurteilung des Sachverhalts; zur Begründung

der Zusammenhangsfrage fordere das LSG auf der einen Seite

einen ununterbrochenen Verlauf überzeugender Brückensymp—

tome seit 1918, gehe also von einer tuberkulösen Erkrankung

im Jahre 1918 aus; auf der anderen Seite lege es jedoch dar‚

daß eine The-Erkrankung während des Wehrdienstes nicht er-
wiesen sei und die Möglichkeit, daß die trockene Rippenfell-

entzündung doch tuberkulöser Natur gewesen sei, nicht aus—

reiche. In der Verneinung einer 1918 stattgefundenen tuber-

kulösen Erkrankung liege auch eine für die Klägerin über—

raschende Wendung, weil die erste Instanz ebenso wie die

Gutachter Dr° Br;rtpgxri:i; Vt■i:■333„ G xt:tx und thi;

von einer The—Erkrankung im Jahre 1918 ausgegangen seien„

Wäre die Klägerin auf diese Wende vorher hingewiesen wor—

gden‚ so hätte sie auf die Sputum—Untersuchungen durch das

Gesundheitsamt Landau von 1921, 1925.und1950 hinweisen

können‚ die sämtlich positiv gewesen seien„ Durch Vollstän—

dige Saehaufklärung hätte auch das LSG diese Brückensymp—

tome ermitteln können; stattdessen habe es festgestellt,

daß ärztliche Befunde zwischen 1923 und 1925 fehlten°

Die Klägerin beantragt,

das Urteil des LSG aufzuheben und den Rechts—

-4...

4-
‚

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 -

streit an dieses Gericht zurückzu—

verweisen;

hilfsweise,

die Urteile der Vorinstanzen und die
Verwaltungsbescheide aufzuheben und

den Beklagten zur Gewährung von Hin—

terbliebenenversorgung ab 1° Mai 1962

zu verurteilen°

Der Beklagte beantragt,

die Revision als unzulässig zu verwerfen„\

Verfahrensmängel lägen nicht vor°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung (@ 12h Abs° 2 SGG) einverstanden
erklärt. Dementsprechend hat der Senat ohne mündliche

Verhandlung durch U£teil entschieden;

Die nicht zugelassene Revision der Klägerin ist form—

und fristgerecht eingelegt und Begründet worden (55 164

und 166 SGG) und auch statthaft, da die Klägerin einen

wesentlichen Verfahrensmangel (Verletzung des 5 128

sec) mit Erfolg gerügt hat_(@ 162 Abs„ 1 Nr„ 2 SGG)„

Nach @ 128 Abs„ 1 Satz 1 SGG entscheidet das Gericht

nach seiner freien‚ aus dem Gesamtergebnis des Verfah—

rens gewonnenen Überzeugung. Läßt das Urteil erkennen,

daß das Gericht seine Überzeugung nicht aus dem Gesamt“

ergebnis des Verfahrens gebildet hat„ so liegt ein we-

sentlicher Mangel des Verfahrens vor (vgl„ BSG in SozR

Nr‚ 10 zu @ 128 SGG)QDas LSG hat aus den vorhandenen
Beweisen den Schluß gezogen, daß die beim Ehemann der

Klägerin während des Wehrdienstes aufgetretene Plenri»

tis keine tuberkulöse Erkrankung gewesen sei° Es hat

diese Schlußfolgerung mit dem Hinweis auf die 1918 im
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Krankenblatt vermerkten Befunde, insbesondere die Ver—

merke, daß es eine "trockene" Pleuritis gewesen sei, be-
gründet° Dabei hat es aber das Gesamtergebnis des Verfah—

rens nicht hinreichend berücksichtigt. Bereits im Be—

scheid des Hauptversorgungsamts Bayern vom 12° April 195%

war festgestellt werden: ”Die Erkrankung an trockener
Rippenfellentzündung im Jahre 1918, welche ein vorüber-

gehendes Aufflackern dieser tuberkulösen Infektion war

„ hinterließ keine krankhaften Zustände". Vor allem hat:i
aber auch Dr" Hr■:ftttfr; auf dessen Beurteilung sich das

LSG stützte, als am wahrscheinlichsten angesehen, "daß es
sich 1918 um eine Exazerbations- oder Begleitpleuritis

auf tuberkulpggr Grundlage gehandelt hat". Dem ist dasf

SG gefolgt° Ebenso hat Prof. Dr. Gmfftfi hinsichtlich

der 1918 aufgetretenen Erkrankung von einer Exacerbations—

oder Begleitpleuritis gesprochen. Er hat es als wahrschein—

lich angesehen, daß danach "im Jahre 1923 eine ganz lang—

same Progredienz der ?ubgrkulgge" eingesetzt hat, sofern auf-

grund des Attests des Dr. G üiüranerkannt werde, dab im

Frühjahr 1920 von ihm beim Ehemann der Klägerin eine links—

seitige Lungenspitzen—Tbc festgestellt worden ist° Dies hat

das LSG aber auf S. 9 des Urteils unterstellt und einen ur—
sächliohen Zusammenhang mit der 1930 festgestellten Lungen—

Tbc nur wegen Fehlens von Brückensymptomen verneint° Schließ-

lich hat auch Prof. Dr“ H ::rim Gutachten vom 20. Dezember

1969 von einem ”ab 1918 fließenden Krankheitsgeschehen" ge—
sprochen° Bei einer Würdigung dieser Beweismittel mußte da3‘

LSG erkennen, daß — unabhängig davon, wie der Zusammenhang

der 1930 festgestellten The-Erkrankung und der darauf fol-

gende Tod des Ehemannes der Klägerin mit schädigenden Ein—

wirkungen zu beurteilen ist — jedenfalls insoweit eine

weitgehende Übereinstimmung der gehörten Sachverständigen.

bestand, daß es sich bei der Plenritis im Jahre 1918, die

damals als "trocken” bezeichnet worden ist, doch um eine

tuberkulöse Erkrankung gehandelt hat. Auch Lungenfacharzt

Dr, Bä315; :xxzhatte schon im Gutachten vom 17, Juni 1963
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unter Hinweis darauf, daß Röntgenkontrollen der Lungen

(damals) nie durchgeführt worden seien, die Auffassung
vertreten, daß die linksseitige Rippenfellentzündung von
1918 "sicherlich feuchter Natur war"„ Der Streit ging
somit im wesentlichen nur noch darum, ob die erst 1930

festgestellte Lungen—Tbc des Ehemannes der Klägerin un—
ter den Umständen des vorliegenden Falles in einen wahr—

scheinlichen Zusammenhang mit der 1918 abgelaufenen tuber»

kulösen Erkrankung gebracht werden kann. Nur wenn man
eine solche Erkrankung für 1918 bejahte, kam es nach

dem vorliegenden Ermittlungsergebnis darauf an, ob in

den Jahren danach Brückensymptome feststellbar waren“

Dies ist vom LSG folgerichtig auch geprüft und verneint

werden. Das LSG durfte deshalb die Frage, ob 1918 eine

tuberkulöse Erkrankung aufgetreten war, nicht lediglich,

mit dem Hinweis auf die 1918 festgehalteneh Befunde ver—
neinen und die inzwischen rückschäuend abgegebenen medi—

Vzinischen Beurteilungen übergehen. Dadurch‚_daß das

LSG bei seinen weiteren Ausführungen des im Jahre 1918 in;
aufgetretene tuberkulöse Geschehen, das durch die Sach—

verständigen belegt war und welches das Gericht im ersten

Teil seiner Argumentation sinngemäß vorausgesetzt hat,

plötzlich in Abrede stellte, hat es das Gesamtergebnis

des Verfahrens bei seiner Überzeugungsbildung nicht hin—

reichend berücksichtigt und damit @128 sec verletzt°

Ob noch weitere Verfahrensmängel vorliegen‚ kann dahin»

gestellt bleiben‚ weil der festgestellte Verstoß gegen

€ 128 SGG die Revision bereits statthaft macht„ Die—
‘ ser Mangel ist auch wesentlich, weil nicht auszuschließen

ist, daß das Gericht bei gesetzmäßiger Beweiswürdigung

zu einem der Klägerin günstigen Ergebnis gelangt wäre°
Da das Urteil sonach auf diesem Mangel beruht, war es

aufzuhehen und der Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung
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und Entscheidung an das LSG zurüekzuverweisen. Des LSG

wird vor erneuter Entscheidung auch zu prüfen haben, ob

die im Revieionsverfahren vorgelegten weiteren Beweis-

mittel für die zu treffende Entscheidung von Bedeutung

sind„

Die Kostenentscheidung bleibt dem den Rechtsstreit ab—

schließenden Urteil vorbehalten.
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